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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 P 92/19
Datum 09.02.2023

3. Instanz

Datum 19.02.2024

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts
Dortmund vom 28.05.2019 abgeÃ¤ndert.

Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 12.11.2014 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.10.2015 verpflichtet, der
gesonderten Berechnung betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen
fÃ¼r das Seniorenzentrum B.â��, T.-straÃ�e, 06249 I. in der Zeit vom
01.10.2014 bis zum 30.09.2015 in HÃ¶he von 6,59 â�¬ pflegetÃ¤glich
zuzustimmen.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Berufungsverfahrens. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 6.885,97 â�¬
festgesetzt.
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Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Zustimmung des beklagten Landes zur gesonderten
Berechnung von Investitionskosten fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.2014 bis zum
30.09.2015 in HÃ¶he von pflegetÃ¤glich 7,06 â�¬. 

Die KlÃ¤gerin ist TrÃ¤gerin des Seniorenzentrums B.â�� in I. mit 40 vollstationÃ¤ren
PflegeplÃ¤tzen. Die im Eigentum der KlÃ¤gerin stehende Einrichtung wurde im April
2005 fertig gestellt. Mit Zuwendungsbescheid vom 12.11.2002 und
Ã�nderungsbescheid vom 03.12.2004 erhielt die Einrichtung eine Ã¶ffentliche
FÃ¶rderung im Sinne eines nicht rÃ¼ckzahlbaren Zuschusses i. H. v. 2.862.500
â�¬. Hiervon trugen der Bund 80 % und das Land 20 %. Zur weiteren Finanzierung
des Pflegeheims nahm die KlÃ¤gerin ein Darlehen Ã¼ber 441.000 â�¬ sowie mit
einem weiteren Vertrag ein Darlehen Ã¼ber 310.000 â�¬ auf. Die Darlehen sind
mit einem Zinssatz von 4,80 % bzw. von 5,25 % zu verzinsen. Aufgrund einer
Anschlussvereinbarung ab 01.02.2014 ist das ursprÃ¼nglich Ã¼ber 310.000 â�¬
aufgenommene Darlehen nur noch mit 3,80 % zu verzinsen. 

Hinsichtlich der fÃ¼r die Zeit vom 01.06.2006 bis zum 30.09.2013 zwischen den
Beteiligten ebenfalls streitigen zustimmungsfÃ¤higen betriebsnotwendigen
Investitionsaufwendungen schlossen die Beteiligten am 29.01.2015 vor dem
Sozialgericht Stuttgart einen gerichtlichen Vergleich (Az.: S 16 P 1637/12). Hierin
verpflichtete sich der Beklagte, der gesonderten Berechnung von
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen fÃ¼r den genannten Zeitraum i. H.
v. 6,79 â�¬ pro Pflegetag und Pflegeplatz zuzustimmen. Dabei wurden bei der
Berechnung der umlagefÃ¤higen Fremdkapitalzinsen im Einvernehmen der
Beteiligten betriebsnotwendige und nicht gefÃ¶rderte Herstellungskosten i. H. v.
594.278 â�¬ berÃ¼cksichtigt. Ausweislich eines Aktenvermerks des Beklagten vom
30.01.2015 entsprach dieser als Basis fÃ¼r die Zinsberechnung herangezogene
Wert den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin.

Am 13.01.2014 stellte die KlÃ¤gerin unter Vorlage der von ihr erstellten
BerechnungsbÃ¶gen, der Zins- und TilgungsplÃ¤ne fÃ¼r die aufgenommenen
Darlehen sowie einer Auflistung des AnlagevermÃ¶gens nach Anlagenbuchhaltung
einen Antrag auf Zustimmung zur gesonderten Berechnung der auf den Zeitraum
vom 01.10.2014 bis zum 30.09.2015 entfallenden betriebsnotwendigen, durch
Ã¶ffentliche FÃ¶rderung nicht gedeckten Investitionsaufwendungen i. H. v. 6,93
â�¬ pflegetÃ¤glich. Dabei legte die KlÃ¤gerin ihrer Berechnung eine
Auslastungsquote von 95 % zugrunde. An Kreditzinsen machte die KlÃ¤gerin fÃ¼r
den betroffenen Zeitraum Fremdkapitalzinsen i. H. v. insgesamt 22.602,23 â�¬
(ausgehend von der fÃ¼r beide Darlehen zum 01.01.2014 bestehenden Restschuld
i. H. v. insgesamt 525.201,39 â�¬) sowie Eigenkapitalzinsen i. H. v. 1.513,63 â�¬
geltend. Hinsichtlich der Berechnung der Eigenkapitalzinsen legte die KlÃ¤gerin
einen Zinssatz von 2,5 % aus den GrundstÃ¼ckserwerbskosten von 60.545,04 â�¬
zugrunde.

Mit Bescheid vom 12.11.2014 stimmte der Beklagte der gesonderten Berechnung
von betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen â�� auf der Grundlage der Ist-

                             2 / 16



 

Kosten-Nachweise des Jahres 2013 â�� fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.2014 bis zum
30.09.2015 i. H. v. 6,53 â�¬ pflegetÃ¤glich zu. Dabei legte er eine tatsÃ¤chliche
Auslastung des Pflegeheims von 96,25 % zugrunde, errechnet aus statistischen
Angaben zu den Zeitpunkten 31.12.2012, 30.06.2012, 07.02.2013 (anlÃ¤sslich einer
heimaufsichtsrechtlichen Ã�berwachung) und 31.12.2013.

Bei den Abschreibungen und Kosten fÃ¼r Instandhaltung berÃ¼cksichtigte der
Beklagte aufgrund der GrÃ¶Ã�e der Einrichtung mit 40 PlÃ¤tzen lediglich das
Vorhalten eines Fahrzeuges als betriebsnotwendig. Des Weiteren erkannte der
Beklagte die geltend gemachten Eigenkapitalzinsen fÃ¼r den Erwerb des
GrundstÃ¼cks nicht an, da Kosten fÃ¼r den Erwerb des GrundstÃ¼cks und
demzufolge auch deren Zinsen nicht umlagefÃ¤hig im Sinne des Â§ 82 Abs. 3 SGB
XI seien. 

Basis fÃ¼r die Anerkennung der Kapitalmarktzinsen seien die gesamten,
entsprechend den von der R. geprÃ¼ften und betriebsnotwendigen ungefÃ¶rderten
Herstellungskosten i. H. v. 580.006,34 â�¬. In HÃ¶he dieses Anlagevolumens
kÃ¶nnten die entsprechenden Kreditzinsen als betriebsnotwendig anerkannt
werden. Die gesamten Kreditzinsen fÃ¼r das Wirtschaftsjahr 2013 betrÃ¼gen nach
den vorgelegten Zins- und TilgungsplÃ¤nen 27.051,62 â�¬, namentlich fÃ¼r das
Darlehen i.H.v. ursprÃ¼nglich 441.000 â�¬ 15.507,86 â�¬ und fÃ¼r das Darlehen
i.H.v. ursprÃ¼nglich 310.000 â�¬ 11.543,76 â�¬. Diese seien anteilig fÃ¼r das
anerkannte betriebsnotwendige AnlagevermÃ¶gen i. H. v. 580.006,34 â�¬ im
VerhÃ¤ltnis zur gesamten ursprÃ¼nglichen Darlehenssumme von 751.000 â�¬,
also mit einer Quote von rund 77,23 %, anzuerkennen. Es ergÃ¤ben sich
betriebsnotwendige Zinsen i. H. v. 20.892,29 â�¬.

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch verblieb die KlÃ¤gerin ausdrÃ¼cklich
bei ihrem Begehren auf Erteilung einer Zustimmung zu einem Betrag von 6,93 â�¬
pflegetÃ¤glich. Zwar sei zuzugeben, dass die Rechtsprechung des BSG vom
08.09.2011 die tatsÃ¤chliche Auslastung als BerechnungsmaÃ�stab ansehe. Die
Entscheidung sei jedoch noch mit der Verfassungsbeschwerde angegriffen worden.
Auch die Frage der BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤higkeit von GrundstÃ¼ckskosten werde
noch vor dem BVerfG geklÃ¤rt. LosgelÃ¶st davon sei auch der Ansatz von
Eigenkapitalzinsen in HÃ¶he des Basiszinssatzes der EuropÃ¤ischen Zentralbank
(EZB) rechtswidrig. Der von der KlÃ¤gerin gewÃ¤hlte Zinssatz von 2,5 % sei
moderat und im Vergleich der BundeslÃ¤nder weit unterdurchschnittlich.
Hinsichtlich der Berechnung der Fremdkapitalzinsen gehe der Beklagte fehlerhaft
von einem AnlagevermÃ¶gen von 580.006,34 â�¬ aus. Im Vergleich vor dem
Sozialgericht Stuttgart sei fÃ¼r den Zeitraum vom 01.06.2006 bis zum 30.09.2013
ein AnlagevermÃ¶gen von 594.278 â�¬ berÃ¼cksichtigt worden. SchlieÃ�lich seien
die AnsÃ¤tze des Beklagten hinsichtlich der Fahrzeugabschreibungen nicht
nachvollziehbar. 

Mit Widerspruchbescheid vom 14.10.2015 erteilte der Beklagte unter AbÃ¤nderung
des Bescheides vom 12.11.2014 die Zustimmung zur gesonderten Berechnung

betriebsnotwendiger Investitionskosten i. H. v. 6,57 â�¬ pflegetÃ¤glich. Er
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berÃ¼cksichtigte bei der Teilabhilfe die vor dem Sozialgericht Stuttgart als
betriebsnotwendig anerkannten ungefÃ¶rderten Investitionskosten von 594.278
â�¬ und damit aufgrund des gÃ¼nstigeren VerhÃ¤ltnisses zu der
Gesamtkreditsumme (rund 79,13 %) Fremdkapitalzinsen von nunmehr 21.406,37
â�¬. ZusÃ¤tzlich erkannte der Beklagte weitere Instandhaltungskosten fÃ¼r
Fahrzeuge i. H. eines Betrages von 137,19 â�¬ an, wodurch sich der Posten fÃ¼r
Instandhaltung um 0,01 â�¬ auf 2,70 â�¬ pflegetÃ¤glich erhÃ¶hte. Im Ã�brigen
wies er den Widerspruch der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 11.11.2015 Klage bei dem Sozialgericht Dortmund
erhoben. In einem ErÃ¶rterungstermin vom 07.03.2017 hat die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt,
dass sie sich nicht mehr gegen die von dem Beklagten zugrunde gelegte
tatsÃ¤chliche Auslastungsquote wende und eine Betriebsnotwendigkeit weiterer
Fahrzeuge (neben dem anerkannten G. K.) im Klageverfahren von ihr nicht mehr
geltend gemacht werde. SchlieÃ�lich hat die BevollmÃ¤chtigte ausweislich des
Protokolls im Einvernehmen mit dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin erklÃ¤rt,
dass â��in diesem anhÃ¤ngigen Klageverfahren Eigenkapitalzinsen nicht mehr
geltend gemachtâ�� wÃ¼rden. 

AnschlieÃ�end hat die KlÃ¤gerin im Wesentlichen vorgetragen, dass die
Berechnungsgrundlage des damaligen Vergleichsschlusses vor dem Sozialgericht
Stuttgart unzutreffend gewesen sei: Das GesamtanlagevermÃ¶gen habe sich am
31.12.2012 nach den Anschaffungskosten auf 3.671.185,83 â�¬ belaufen. Nach
Abzug der GesamtfÃ¶rdersumme von 2.862.500 â�¬ belaufe sich die HÃ¶he des
ungefÃ¶rderten AnlagevermÃ¶gens tatsÃ¤chlich auf 808.685,83 â�¬. Nach Abzug
der GrundstÃ¼ckskosten verbleibe ein ungefÃ¶rdertes betriebsnotwendiges
AnlagevermÃ¶gen i. H. v. 748.140,79 â�¬, was der vollstÃ¤ndigen Kreditsumme i.
H. v. 751.000 â�¬ nahezu entspreche. Setze man diese beiden Summen in Relation,
so ergebe sich ein Zinsbetrag von 28.523,11 â�¬, zu dessen Ansatz der Beklagte
die Zustimmung zu erteilen habe.

Der von dem Beklagten zugrunde gelegte und von der Firma R. geprÃ¼fte Betrag
der betriebsnotwendigen und nicht gefÃ¶rderten Anschaffungskosten, der auch
Grundlage des vor dem Sozialgericht Stuttgart geschlossenen Vergleichs gewesen
sei, werde als solcher von ihr nicht in Frage gestellt. Es fielen aber fÃ¼r die
KlÃ¤gerin in jedem Jahr neue, abermals nicht gefÃ¶rderte Investitionen an, die
ebenfalls BerÃ¼cksichtigung finden mÃ¼ssten. Es seien in den Folgejahren jeweils
jÃ¤hrlich weitere Anschaffungs- und Herstellungskosten getÃ¤tigt worden, ohne
dass hierfÃ¼r neue Darlehen aufgenommen worden seien. Diese erhÃ¶hten somit
die Anschaffungs- und Herstellungskosten aus dem Jahre 2006. Der jeweilige Saldo
der Anlagen 3a (Anlagennachweis) und 3b (Nachweis der FÃ¶rderungen nach
Landesrecht = FÃ¶rdernachweis) nach der PflegebuchfÃ¼hrungsverordnung sei der
Restbuchwert der nicht gefÃ¶rderten Anschaffungs- und Herstellungskosten, der zu
verzinsen sei. Zu diesem Zwecke seien die Zinsen von noch vorhandenem
Fremdkapital bis zur HÃ¶he des Restbuchwertes zu berÃ¼cksichtigen. Sei der
Restbuchwert hÃ¶her als das Fremdkapital, so wÃ¼rden fÃ¼r diese Differenz
Eigenkapitalzinsen fÃ¤llig. Nur diese Berechnungsmethode entspreche den
Vorgaben der PflegebuchfÃ¼hrungsverordnung. 
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Die Beteiligten haben sich einvernehmlich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Die KlÃ¤gerin hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 12.11.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.10.2015 zu verpflichten, ihr fÃ¼r das
Seniorenzentrum B.â�� in I. die Zustimmung zur gesonderten Inrechnungstellung
betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen fÃ¼r den Zeitraum 01.10.2014 bis
zum 30.09.2015 i. H. v. 6,93 â�¬ pflegetÃ¤glich zu erteilen.

Der Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hat entgegnet, dass als Grundlage fÃ¼r die Zinsberechnung allein die von der
Firma R. im Auftrag des Landes gemÃ¤Ã� Verwendungsnachweis aus 2006
geprÃ¼ften betriebsnotwendigen, nicht gefÃ¶rderten Anschaffungskosten
heranzuziehen seien. Es ergÃ¤ben sich hieraus fÃ¼r das Jahr 2006
betriebsnotwendige Anschaffungskosten i. H. v. insgesamt 3.462.357,49 â�¬.
Dieser Wert ergebe sich aus den 3.398.222,38 â�¬, die dem Bauausgabenbuch der
KlÃ¤gerin zu entnehmen sind und nach den Feststellungen der R. zwar in HÃ¶he
von 321.203,37 nicht fÃ¶rderfÃ¤hig waren, aber dennoch (auch) aus Sicht des
Beklagten betriebsnotwendig. Hinzuzusetzen seien die Kosten fÃ¼r 20 weitere
BewohnerbÃ¤der in HÃ¶he von 64.135,11 â�¬, die ebenfalls damals nicht
fÃ¶rderfÃ¤hig, aber dennoch betriebsnotwendig gewesen seien. Von der
Gesamtsumme von 3.462.357,49 â�¬ sei die FÃ¶rdersumme i. H. v. 2.862.500 â�¬
abzusetzen. Es verbleibe ein Betrag i. H. v. 599.757,49 â�¬ (rechnerisch richtig:
599.857,49 â�¬). Dieser Betrag weiche zwar um 5.479,22 â�¬ von dem im
Verfahren vor dem Sozialgericht Stuttgart sowie im Widerspruchsbescheid zum
Ansatz gebrachten Betrag von 594.278,27 â�¬ ab. Die KlÃ¤gerin selbst habe aber
bereits im Jahre 2006 den Betrag von 594.278,27 â�¬ angesetzt. Im Einvernehmen
mit der KlÃ¤gerin sei dieser Betrag die Ausgangsbasis der Zinsberechnungen im
Verfahren vor dem Sozialgericht Stuttgart bezÃ¼glich des Zeitraumes vom
01.06.2006 bis 30.09.2013 gewesen. Gleichzeitig sei dieser Wert auch
nachtrÃ¤glich â�� auf ausdrÃ¼cklichen Wunsch der KlÃ¤gerseite â�� fÃ¼r den
Zeitraum vom 01.06.2005 bis zum 31.05.2006 herangezogen worden. Es sei davon
auszugehen, dass der Gesamtbetrag des Kredites von 751.000 â�¬ auch
vollumfÃ¤nglich in das Bauvorhaben eingeflossen sei. Aus dem aufgenommenen
Kredit, der im Jahre 2006 ausgezahlt worden sei, kÃ¶nnten somit keine
Anschaffungen aus dem Jahr 2013 finanziert worden sein. Es sei vielmehr davon
auszugehen, dass der Kredit zur damaligen Zeit benÃ¶tigt und daher aufgenommen
wurde. 

Neue Kredite seien seit 2006 von der KlÃ¤gerin nicht mehr aufgenommen worden,
so dass weitere Zinsen auf Fremdkapital nicht anzuerkennen seien. FÃ¼r neu
angeschaffte AnlagegÃ¼ter ab dem Jahr 2007 sei vielmehr davon auszugehen, dass
die Anschaffung aus Eigenmitteln erfolgt sei. HierfÃ¼r seien dem Grunde nach
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Eigenkapitalzinsen anerkennungsfÃ¤hig. Hierbei kÃ¶nne dem Grunde nach auch auf
die Restbuchwerte des Vorjahrs, abzÃ¼glich der durch Kredite gedeckten
Ausgaben, zurÃ¼ckgegriffen werden. 

Der Umstand, dass die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum aufgrund des negativen
Basiszinssatzes keine MÃ¶glichkeit habe, die Eigenkapitalzinsen refinanziert zu
bekommen, berechtige allerdings nicht dazu, diese als Fremdkapitalzinsen zu
deklarieren.

Mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 28.05.2019 hat das Sozialgericht die
Klage abgewiesen. 

Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt: 

â��Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den angefochtenen Bescheid vom 12.11.2014 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 14.10.2015 nicht beschwert im Sinne des Â§ 54
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG), weil dieser nicht rechtswidrig ist. Die
KlÃ¤gerin kann im Hinblick auf die im Klageverfahren allein, noch streitigen
Fremdkapitalzinsen keine Zustimmung Ã¼ber den von der Beklagten
berÃ¼cksichtigten Betrag von 1,52 â�¬ hinaus pflegetÃ¤glich verlangen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r das streitige Zustimmungsbegehren ist Â§ 82 Abs. 3 des
Elften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XI) in der Fassung vom 20.12.2012,
gÃ¼ltig ab 28.12.2012:

Soweit betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach Abs. 2 Nr. 1 oder
Aufwendungen fÃ¼r Miete, Pacht, Erbbauzins, Nutzung oder Mitbenutzung von
GebÃ¤uden oder sonstige abschreibungsfÃ¤hige AnlagegÃ¼ter nach Abs. 2 Nr. 3
durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung gem. Â§ 9 nicht vollstÃ¤ndig gedeckt sind, kann die
Pflegeeinrichtung diesen Teil der Aufwendungen den PflegebedÃ¼rftigen gesondert
berechnen. Gleiches gilt, soweit die Aufwendungen nach Satz 1 vom Land durch
Darlehen oder sonstige rÃ¼ckzahlbare ZuschÃ¼sse gefÃ¶rdert werden. Die
gesonderte Berechnung bedarf der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde;
das NÃ¤here hierzu, insbesondere auch zur Art, HÃ¶he und Laufzeit sowie die
Verteilung der gesondert berechenbaren Aufwendungen auf die PflegebedÃ¼rftigen
einschlieÃ�lich der BerÃ¼cksichtigung pauschalierter Instandhaltungs- und
Instandsetzungsaufwendungen sowie der zugrunde zu legenden Belegungsquote,
wird durch das Landesrecht bestimmt. Die Pauschalen mÃ¼ssen in einem
angemessenen VerhÃ¤ltnis zur tatsÃ¤chlichen HÃ¶he der Instandhaltungs- und
Instandsetzungsaufwendungen stehen. 

Hierdurch wird zugunsten der Pflegeeinrichtungen ein Ausgleichsanspruch zur
Umlage solcher betriebsnotwendigen Aufwendungen begrÃ¼ndet, die sie nach dem
Ausnahmetatbestand des Â§ 82 Abs. 2 SGB XI nicht in die VergÃ¼tung der
allgemeinen Pflegeleistungen und das Entgelt fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung
nach Â§ 82 Abs. 1 SGB XI einbeziehen dÃ¼rfen und die auch nicht gem. Â§ 82 Abs.
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2 Nr. 2, 4 und 5 SGB XI in Verbindung mit Â§ 82 Abs. 3 S. 1 SGB XI abschlieÃ�end
von ihnen selbst getragen werden sollen.

Nach der GesetzesÃ¤nderung ab 28.12.2012 im Anschluss an die Rechtsprechung
des BSG vom 08.09.2011 (u. a. B 3 P 2/11 R) sind nach Â§ 82 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI
â��Kapitalkostenâ�� ausdrÃ¼cklich von der PflegevergÃ¼tung und den Entgelten
fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung ausgenommen und dÃ¼rfen deshalb in die
gesondert berechenbare Umlage nach Â§ 82 Abs. 3 SGB XI einbezogen werden. Dies
ist zwischen den Beteiligten nicht streitig. Nach der GesetzesbegrÃ¼ndung zur
EinfÃ¼gung der â��Kapitalkostenâ�� in Â§ 82 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI sind unter diesen
Begriff sowohl Fremd- als auch Eigenkapitalzinsen (sogenannte fiktive
Eigenkapitalzinsen) zu fassen. Auch hierÃ¼ber besteht zwischen den Beteiligten
kein Streit.

Nach Â§ 3 Abs. 6 Nr. 1 i. V. m. Â§ 2 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 1 der am 01.01.2015 in
Kraft getretenen Pflegeeinrichtungsverordnung fÃ¼r das Land Sachsen-Anhalt vom
19.11.2014 sind Zinsen fÃ¼r Fremdkapital bis zur HÃ¶he der zum Zeitpunkt des
Abschlusses des Darlehensvertrages marktÃ¼blichen Zinsen zu berÃ¼cksichtigen,
soweit die Kapitalkosten sich auf durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung nicht gedeckte
betriebsnotwendige Aufwendungen zur Herstellung, Anschaffung,
Wiederbeschaffung und ErgÃ¤nzung der zum Betrieb der Pflegeeinrichtung
notwendigen abschreibungsfÃ¤higen AnlagegÃ¼ter (Abschreibungen) beziehen.
Tilgungsleistungen sind durch Abschreibung auf AnlagegÃ¼ter zu decken.

Nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschrift des Â§ 82 Abs. 3 SGB XI sowie der
hierzu ergangenen Pflegeeinrichtungsverordnung sind die umlagefÃ¤higen
Fremdkapitalzinsen von dem Beklagten zutreffend mit 21.406,37 â�¬ (1,52 â�¬
pflegetÃ¤glich) berechnet worden. Dabei ist zur Ã�berzeugung der Kammer in
Ã�bereinstimmung mit der Auffassung des Beklagten von dem zum Zeitpunkt der
Kreditaufnahme nachgewiesenen betriebsnotwendigen Anschaffungskosten i. H. v.
594.278 â�¬ als Grundlage fÃ¼r die Zinsberechnung auszugehen. Dieser Betrag
wird von der KlÃ¤gerin nicht in Frage gestellt und Ã¼bersteigt sogar den von ihr im
Zustimmungsantrag vom 13.01.2014 angegebenen Betrag von 580.006,34 â�¬
(angegeben wurden Gesamtkosten von 664.285,60 â�¬, von denen die nicht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen angegebenen Kosten fÃ¼r Erwerb und ErschlieÃ�ung
des GrundstÃ¼cks i. H. v. 84.279,26 â�¬ in Abzug zu bringen sind). Noch mit ihrem
Widerspruch hat sich die KlÃ¤gerin selbst ausdrÃ¼cklich auf den
betriebsnotwendigen Anschaffungsbetrag von 594.278 â�¬ berufen, der sodann
ihrem Begehren entsprechend von dem Beklagten im Widerspruchsbescheid zu
Grunde gelegt worden ist. Auch wenn der Beklagte im Klageverfahren dargelegt
hat, dass ausgehend von dem geprÃ¼ften Verwendungsnachweis der Firma R. aus
dem Jahre 2006 ein Betrag fÃ¼r die Zinsberechnung von 599.757,49 â�¬
herangezogen werden kÃ¶nne, der lediglich geringfÃ¼gig Ã¼ber dem in Ansatz
gebrachten Betrag von 594.278,27 â�¬ liegt, muss sich die KlÃ¤gerin nach
Auffassung der Kammer an ihren eigenen Angaben im Verfahren vor dem SG
Stuttgart und in ihrem Widerspruch nach Treu und Glauben festhalten lassen. Dies
gilt umso mehr, als sich aus dem Antrag vom 13.01.2014 ein geringeres
betriebsnotwendiges AnlagevermÃ¶gen von 580.006,34 â�¬ ergibt. Denn die
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Zustimmung zur gesonderten Berechnung betriebsnotwendiger
Investitionsaufwendungen wird nur auf Antrag der Pflegeeinrichtung gewÃ¤hrt und
ist in den Grenzen des Antrages zu erteilen.

Der Beklagte hat zutreffend die nach den von der KlÃ¤gerin vorgelegten Zins- und
TilgungsplÃ¤nen fÃ¼r das Jahr 2013 auf die betriebsnotwendigen
Herstellungskosten von 594.278,27 â�¬ anteilig tatsÃ¤chlich anfallenden Zinsen
berÃ¼cksichtigt. Die KlÃ¤gerin hat nicht substantiiert dargelegt, dass von ihr
weitere betriebsnotwendige Ausgaben in den nachfolgenden Jahren durch die im
Jahre 2006 ausgezahlten Darlehen finanziert worden sind. Da von der KlÃ¤gerin vor
Inbetriebnahme der Einrichtung auch Kosten fÃ¼r Erwerb und ErschlieÃ�ung des
GrundstÃ¼cks sowie auch weitere, nicht betriebsnotwendige Kosten zu finanzieren
waren, ist in Ã�bereinstimmung mit der Auffassung des Beklagten davon
auszugehen, dass die ihr gewÃ¤hrten Kredite wÃ¤hrend und unmittelbar nach dem
Bau in den Jahren 2004 und 2005 vollstÃ¤ndig verbraucht wurden. Es ist
realitÃ¤tsfern, dass noch Jahre nach Beendigung der BaumaÃ�nahme
Anschaffungen aus diesen Krediten getÃ¤tigt wurden. Konkrete Angaben bzw.
Darlegungen sind hierdurch seitens der KlÃ¤gerin nicht erfolgt, so dass sich die
Kammer insoweit zu weiteren Ermittlungen nicht gedrÃ¤ngt gesehen hat.

Die von der KlÃ¤gerin unter Bezugnahme auf die PflegebuchfÃ¼hrungsverordnung
fÃ¼r zutreffend erachtete Berechnungsmethode, wonach Grundlage der
Zinsberechnung jeweils der Restbuchwert zum 31. Dezember des jeweiligen Jahres
sein mÃ¼sse, wird von der Kammer nicht fÃ¼r zutreffend erachtet, da sie dazu
fÃ¼hren wÃ¼rde, dass den Bewohnern fiktive, tatsÃ¤chlich nicht angefallene
Fremdkapitalzinsen in Rechnung gestellt wÃ¼rden. Â§ 82 Abs. 3 SGB XI dient der
Refinanzierung tatsÃ¤chlich entstandener Aufwendungen. Eine Ausnahme bilden
allein die nach dem Willen des Gesetzgebers seit der zum 28.12.2012 in Kraft
getretenen GesetzesÃ¤nderung ebenfalls umlagefÃ¤higen fiktiven
Eigenkapitalzinsen. Nach der Entstehungsgeschichte der Neufassung des Gesetzes
zum 28.12.2012 sind keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ersichtlich, dass mit der
ausdrÃ¼cklichen Regelung der UmlagefÃ¤higkeit von â��Kapitalkostenâ�� eine
Abkehr von dem bisher geltenden Grundsatz bezweckt war, wonach ein
Investitionsaufwand auch tatsÃ¤chlich aufgebracht worden sein muss. Anders als
die (fiktiven) Eigenkapitalzinsen waren Fremdkapitalzinsen bereits nach der bis zum
27.12.2012 geltenden Rechtslage umlagefÃ¤hig, soweit sie einer nach Â§ 82 Abs. 3
zu berÃ¼cksichtigenden Infrastrukturaufwendung zuzurechnen waren (vgl. BSG,
Urteil vom 08.09.2011, Az.: B 3 P 2/11 R). Das Bundessozialgericht hat in einer
Entscheidung neueren Datums (vgl. BSG, Urteil vom 28.09.2017, Az.: B 3 P 4/15 R)
ausdrÃ¼cklich festgestellt, dass die bei der Umlage zu berÃ¼cksichtigenden Mittel
fÃ¼r den Investitionsaufwand vom TrÃ¤ger auch selbst tatsÃ¤chlich aufgebracht
sein mÃ¼ssen. FÃ¼r eine Berechnung der Zinsen nach Buchwerten bzw. nach
MaÃ�gabe einer Tilgung in HÃ¶he der jÃ¤hrlichen Abschreibung auf die
fÃ¶rderungsfÃ¤higen Investitionen bietet das Gesetz nach allem keine Grundlage.
Diese Berechnungsmethode fÃ¼hrt dazu, dass eine fiktive Zinsberechnung erstellt
wird und in der Folge fiktive Zinsen auf die Bewohner umgelegt werden. Es
wÃ¼rden Fremdkapitalzinsen in Rechnung gestellt, welche die KlÃ¤gerin aufgrund
der frÃ¼hzeitigen Tilgung des Darlehens aus eigenen Mitteln so nicht zu tragen
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hatte (so auch LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 03.12.2015, Az.: L 4 P 3/12 ZVW,
verÃ¶ffentlicht in Juris; SG Dortmund, Urteil vom 28.01.2019, Az.: S 12 P 396/14).

Da nach allem eine Zinsberechnung nach einem Restbuchwert nach den
gesetzlichen Vorgaben nicht in Betracht kommt, hat die Kammer die von der
KlÃ¤gerin beantragte Einholung eines betriebswirtschaftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens nicht fÃ¼r geboten erachtet.

Die Frage, ob unter BerÃ¼cksichtigung der Argumentation der KlÃ¤gerin fiktive
Eigenkapitalzinsen umlagefÃ¤hig sind, ist nicht Gegenstand dieses Klageverfahrens,
sondern Gegenstand weiterer beim Sozialgericht Dortmund anhÃ¤ngiger Verfahren.

Dass der Zustimmungsbetrag von 6,57 â�¬ pflegetÃ¤glich durch den Beklagten
rechnerisch richtig ermittelt worden ist, ist zwischen den Beteiligten unstreitig. Die
Kammer hat sich daher nicht veranlasst gesehen, die einzelnen Rechenschritte im
Einzelnen darzulegen.â��

Gegen das ihr am 13.06.201 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 12.07.2019
Berufung eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen erneut ausgefÃ¼hrt, dass fÃ¼r die
Verzinsung auf das betriebsnotwendige AnlagevermÃ¶gen nach Buchwerten
abzustellen sei. Denn die KlÃ¤gerin sei nach der PflegebuchfÃ¼hrungsverordnung
dazu verpflichtet, diesen Wert jÃ¤hrlich zu ermitteln. 

Die von dem Beklagten vorgenommene Berechnung verursache einen erheblichen
buchhalterischen Aufwand und verstoÃ�e gegen den Grundsatz der â��Einhaltung
der Rechtsordnungâ��. 

Die der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich mÃ¶gliche Tilgung in HÃ¶he der Abschreibung bleibe
unberÃ¼cksichtigt. Verwaltungstechnisch sei es nachvollziehbar, wenn auf Zins-
und TilgungsplÃ¤ne abgestellt werde. Die wirtschaftliche RealitÃ¤t stehe dem aber
entgegen. Es gereiche ihr zum Nachteil, dass sie Tilgungsleistungen vornehme, die
Ã¼ber die gewÃ¤hrten Abschreibungen hinausgingen und die somit aus
Eigenkapital erfolgten. 

Wenn der Zins- und Tilgungsplan Grundlage der Berechnung der
Fremdkapitalverzinsung sein solle, mÃ¼sse die anteilige eigenkapitalfinanzierte
Tilgungsleistung im Rahmen der Eigenkapitalverzinsung BerÃ¼cksichtigung
finden. Das habe auch das LSG Sachsen-Anhalt in der Entscheidung L 4 P 3/12 ZVW
verkannt. â��Durch Tilgung der Fremdkapitalzinsen aus Eigenmittelnâ�� wÃ¼rde
den Bewohnern ein Vorteil verschafft, der von jeder Refinanzierung ausgeschlossen
sei. Aus diesem Grunde habe das Sozialgericht sich auch mit der
Eigenkapitalverzinsung auseinandersetzen mÃ¼ssen. 

Nachgehend hat die KlÃ¤gerin den begehrten pflegetÃ¤glichen Betrag auf 7,06 â�¬
mit der BegrÃ¼ndung erhÃ¶ht, es habe â�� nach Abzug des GrundstÃ¼ckswerts
â�� zum 31.12.2013 ein Restbuchwert des ungefÃ¶rderten AnlagevermÃ¶gens von
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577.472,55 â�¬ vorgelegen. Die Summe der Restschulden des aufgenommenen
Fremdkapitals habe zum 31.12.2013 insgesamt 525.201,39 â�¬ betragen. Die
Differenz dieser Werte, d.h. der Betrag von 52.271,16 â�¬, stelle das im
Unternehmen gebundene Eigenkapital dar. Dieses Eigenkapital sei mit 2,5 % zu
verzinsen. Aus den entsprechenden Zinsen von 1.306,78 â�¬ ergebe sich ein
weiterer anzuerkennender Betrag von 0,09 â�¬ pflegetÃ¤glich. Da â��der
Restbuchwert des ungefÃ¶rderten AnlagevermÃ¶gens hÃ¶herâ�� sei â��als die auf
die Restschuld des Darlehens zu zahlenden Zinsenâ��, seien auch die
vollstÃ¤ndigen Fremdkapitalzinsen des Jahres 2013 in HÃ¶he von 27.051,62 â�¬,
mithin in HÃ¶he von 1,92 â�¬ (statt 1,52 â�¬) pflegetÃ¤glich anerkennungsfÃ¤hig. 

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 28.05.2019 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 12.11.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.10.2015 zu verpflichten, der gesonderten
Berechnung betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen fÃ¼r das
Seniorenzentrum B.â��, T.-straÃ�e, I. in der Zeit vom 01.10.2014 bis zum
30.09.2015 in HÃ¶he von 7,06 â�¬ pflegetÃ¤glich zuzustimmen. 

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.Â  

Er hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend und hat ergÃ¤nzend
ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne im Berufungsverfahren nicht mehr geltend
machen, als sie erstinstanzlich zuletzt streitig gestellt habe, mithin den Betrag von
0,09 â�¬ pflegetÃ¤glich an Fremdkapitalverzinsung. Dass die KlÃ¤gerin
Fremdkapitalzinsen aus dem gesamten Darlehensbetrag von 751.000 â�¬ begehre,
sei schon allein deshalb nicht nachvollziehbar, weil in diesem Betrag auch die
Kosten fÃ¼r den Erwerb und die ErschlieÃ�ung des GrundstÃ¼cks enthalten seien.
Eine Eigenkapitalverzinsung fÃ¼r die GrundstÃ¼ckskosten habe die KlÃ¤gerin
schon erstinstanzlich nicht mehr verfolgt. In ihrem Antrag habe die KlÃ¤gerin den
Restbuchwert des ungefÃ¶rderten AnlagevermÃ¶gens mit 625.901,41 â�¬
(einschlieÃ�lich GrundstÃ¼ckswert von 60.545,04) beziffert. Nunmehr beziffere sie
diesen ohne inhaltliche BegrÃ¼ndung mit 638.017,59 â�¬. 

SchlieÃ�lich sei darauf hinzuweisen, dass die gegen das Urteil des LSG Sachsen-
Anhalt vom 03.12.2015 â�� L 4 P 3/12 ZVW â�� erhobene
Nichtzulassungsbeschwerde erfolglos geblieben sei (BSG, Beschluss vom
02.11.2016 â�� B 3 P 16/16 B).

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt
der Prozessakten sowie der beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten
verwiesen.

                            10 / 16

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%204%20P%203/12%20ZVW
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2016/16%20B


 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, da die Beteiligten
hierzu ihr EinverstÃ¤ndnis erteilt haben, Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts
Dortmund vom 28.05.2019 ist teilweise begrÃ¼ndet (siehe nachfolgend unter 1)),
im Ã�brigen unbegrÃ¼ndet (siehe nachfolgend unter 2)). 

1)

Das Sozialgericht hat die Klage insoweit zu Unrecht abgewiesen, als die KlÃ¤gerin
die Zustimmung des Beklagten zur gesonderten Berechnung betriebsnotwendiger
Investitionsaufwendungen fÃ¼r das Seniorenzentrum B.â��, T.-straÃ�e, I. in der
Zeit vom 01.10.2014 bis zum 30.09.2015 in HÃ¶he von 6,59 â�¬ pflegetÃ¤glich
begehrt. Das angefochtene Urteil und der Bescheid des Beklagten vom 12.11.2014
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.10.2015 waren entsprechend
abzuÃ¤ndern. 

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Zustimmung zur gesonderten Berechnung ihrer
betriebsnotwendigen Investitionskosten in HÃ¶he von 6,59 â�¬ ergibt sich aus Â§
82 Abs. 2, 3 SGB XI, fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2015 i.V. mit der
Pflegeeinrichtungsverordnung fÃ¼r das Land Sachsen-Anhalt (PflEinrVO S-A, GVBl.
LSA 2014, 473).

Nach Â§ 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XI in der Fassung vom 20.12.2012 erhalten
durch Versorgungsvertrag zugelassene ambulante Pflegeeinrichtungen fÃ¼r die
allgemeine Pflegeleistung eine leistungsrechte VergÃ¼tung (PflegevergÃ¼tung).
StationÃ¤re Pflegeeinrichtungen erhalten nach Â§ 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB XI
darÃ¼ber hinaus ein angemessenes Entgelt fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung. Die
PflegevergÃ¼tung nach Â§ 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB XI ist von den
PflegebedÃ¼rftigen oder deren KostentrÃ¤gern zu tragen, Â§ 82 Abs. 1 Satz 2 SGB
XI. FÃ¼r Unterkunft und Betreuung hat der PflegebedÃ¼rftige selbst aufzukommen,
Â§ 82 Abs. 1 Satz 4 SGB XI.

Â§ 82 Abs. 2 gibt diejenigen Aufwendungen vor, die nicht Ã¼ber die
PflegevergÃ¼tung bzw. das Entgelt fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung zu finanzieren
sind.

Die Aufwendungen nach Â§ 82 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 SGB XI gehÃ¶ren im Rahmen
der dualen Finanzierung gemÃ¤Ã� Â§ 9 SGB XI in die FinanzierungszustÃ¤ndigkeit
der fÃ¼r die jeweiligen Pflegeeinrichtungen zustÃ¤ndigen LÃ¤nder. Die
Aufwendungen nach Nr. 1 umfassen hierbei u.a. MaÃ�nahmen einschlieÃ�lich
Kapitalkosten, die dazu bestimmt sind, die fÃ¼r den Betrieb der Pflegeinrichtung
notwendigen GebÃ¤ude und sonstigen abschreibungspflichtigen AnlagegÃ¼ter
herzustellen bzw. anzuschaffen. Soweit betriebsnotwendige
Investitionsaufwendungen nach Abs. 2 Nr. 1 oder Aufwendungen nach Abs. 2 Nr. 3
durch Ã¶ffentliche FÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 9 SGB XI nicht vollstÃ¤ndig gedeckt
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sind, kann die Pflegeeinrichtung diesen Teil der Aufwendungen den
PflegebedÃ¼rftigen gesondert berechnen, Â§ 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XI. Die
gesonderte Berechnung bedarf der Zustimmung der zustÃ¤ndigen LandesbehÃ¶rde,
Â§ 82 Abs. 3 Satz 3 SGB XI. 

Das NÃ¤here hierzu wird durch Landesrecht bestimmt. Eine solche Bestimmung
erfolgte fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2015 durch die PflEinrVO S-A. 

Hiernach kann die KlÃ¤gerin Ã¼ber den bereits anerkannten Betrag von 1,52 â�¬
hinaus die Zustimmung zu weiteren 0,02 â�¬ pflegetÃ¤glich an
Fremdkapitalverzinsung beanspruchen. 

Zutreffend hat der Beklagte insoweit die fÃ¼r das Vorjahr angefallenen Zinsen in
HÃ¶he von 15.507,86 â�¬ aus dem ursprÃ¼nglich mit 441.000 â�¬ valutierenden
Darlehen und 11.543,76 â�¬ aus dem ursprÃ¼nglich mit 310.000 â�¬
valutierenden Darlehen, insgesamt also Zinsen in HÃ¶he von 27.051,62 â�¬ in
Ansatz gebracht. Zutreffend hat der Beklagte auch die ursprÃ¼nglichen
betriebsnotwendigen Anschaffungskosten mit 599.857,49 â�¬ beziffert (bei dem
Wert von 599.757,49 â�¬ handelt es sich erkennbar um einen Schreibfehler). Setzt
man diesen Wert mit der ursprÃ¼nglichen DarlehenshÃ¶he ins VerhÃ¤ltnis ergibt
sich eine Quote von gerundet 79,88 %. Angewandt auf die vorgenannten
Zinsaufwendungen ergibt sich ein ansetzbarer Zinsbetrag von 21.607,35 â�¬. Bei
einer mittlerweile unstreitigen Auslastung von 96,25 %, d.h. bei 14.053 Pflegetagen
(365 x 40 X 0,9625), ergeben sich hieraus pflegetÃ¤gliche Zinsaufwendungen in
HÃ¶he von gerundet 1,54 â�¬. 

Dass die Beteiligten in frÃ¼heren Auseinandersetzungen einen Betrag von
594.278,27 â�¬ an betriebsnotwendigen Anschaffungskosten zugrunde gelegt
haben, entfaltet fÃ¼r das vorliegende Verfahren keine Bindungswirkung. 

2) 

Im Ã�brigen war die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen. Die KlÃ¤gerin hat
keinen Anspruch auf Zustimmung zur gesonderten Berechnung
betriebsnotwendiger Investitionsaufwendungen im streitigen Zeitraum Ã¼ber einen
Betrag von 6,59 â�¬ hinaus. 

Die KlÃ¤gerin kann die Zustimmung zur gesonderten Berechnung eines noch
hÃ¶heren Betrages weder mit Blick auf die Verzinsung ihres Eigenkapitals (siehe
nachfolgend a)) noch mit Blick auf eine noch hÃ¶here Fremdkapitalverzinsung
(siehe nachfolgend b)) beanspruchen.

a) 

Der Senat kann offenlassen, ob die KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich Eigenkapital eingesetzt
hat. Denn im streitigen Zeitraum vom 01.10.2014 bis zum 30.09.2015 hÃ¤tte eine
Eigenkapitalverzinsung keinen Einfluss auf die HÃ¶he des zustimmungsfÃ¤higen
Investitionskostenbetrages. 

                            12 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html


 

Eine solche Verzinsung fÃ¼hrt weder unter der Geltung der PflEinrVO ab dem
01.01.2015 (siehe nachfolgend aa)) noch fÃ¼r den vorangegangenen
streitgegenstÃ¤ndlichen Teilzeitraum (01.10.2014 bis 31.12.2014, siehe
nachfolgend bb)) zu einem anrechenbaren Betrag.Â  

aa) 

Zwar sind nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 3 PflEinrVO Kapitalkosten fÃ¼r Aufwendungen nach
den Nrn. 1 und 2, mithin fÃ¼r betriebsnotwendige AnlagegÃ¼ter und deren
Instandhaltung, grundsÃ¤tzlich berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig. Nach Â§ 3 Abs. 6 Nr. 2
PflEinrVO erfolgt allerdings eine Eigenkapitalverzinsung fÃ¼r die Dauer der
Abschreibung der AnlagegÃ¼ter bis zur HÃ¶he des am Tag des Antragseingangs
gÃ¼ltigen Basiszinssatzes der EuropÃ¤ischen Zentralbank, d.h. des durch die
Deutsche Bundesbank gemÃ¤Ã� Â§ 247 BGB auf der Grundlage der jÃ¼ngsten
Hauptrefinanzierungsoperation der EuropÃ¤ischen Zentralbank vor dem ersten
Kalendertag des betreffenden Halbjahrs berechneten Basiszinssatzes. Dieser war
zum Zeitpunkt des Antragseingangs am 13.01.2014 mit minus 0,63 % unstreitig
negativ, so dass der Beklagte bei der Berechnung der zustimmungsfÃ¤higen
Aufwendungen zutreffend keine Eigenkapitalzinsen zum Ansatz gebracht hat.

Â§ 3 Abs. 6 Nr. 2 PflEinrVO verstÃ¶Ã�t auch nicht gegen hÃ¶herrangiges Recht,
insbesondere nicht gegen Â§ 82 SGB XI oder Verfassungsrecht. Dies hat der Senat
bereits mit Urteil vom 26.05.2020 â�� L 5 P 38/19 entschieden. Die
Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG ist erfolglos geblieben (Beschluss vom
14.12.2020 â�� B 3 P 11/20 B). Die Entscheidung ist zwischen den Beteiligten des
vorliegenden Verfahrens ergangen und bedarf daher keiner nÃ¤heren Darstellung. 

Es besteht kein Anlass fÃ¼r den Senat, von seiner Rechtsprechung nunmehr
abzuweichen. 

Vertiefend ist lediglich Folgendes auszufÃ¼hren: 

Zwar soll nach der GesetzesbegrÃ¼ndung zur Neufassung des Â§ 82 SGB XI
(BT-Drs. 17/11396, S. 17) die EinfÃ¼gung des Begriffs â��einschlieÃ�lich
Kapitalkostenâ�� in Abs. 2 Nr. 1 dafÃ¼r sorgen, dass die Kapitalkosten fÃ¼r dort
bezeichnete MaÃ�nahmen kÃ¼nftig einheitlich, unabhÃ¤ngig von der Art der
Finanzierung zu behandeln sind. Hiermit wollte der Gesetzgeber den ErwÃ¤gungen
des BSG in seinen vier Entscheidungen vom 08.09.2011 (B 3 P 4/10 R, B 3 P 2/11 R, 
B 3 P 3/11 R und B 3 P 6/10 R) entgegentreten, dass â��fiktive Eigenkapitalzinsen
im Gegensatz zu Fremdkapitalzinsen fÃ¼r betriebsnotwendige
Investitionsaufwendungen nicht nach Â§ 82 Absatz 3 berechnet werden, sondernâ��
â��wie ein sonstiger Unternehmensgewinn dem allgemeinen VergÃ¼tungsinteresse
der Einrichtung zuzurechnen und nach Â§ 82 Absatz 1 zu vereinbarenâ�� sind.
Diese systematische Trennung und unterschiedliche Behandlung von Eigen- und
Fremdkapitalzinsen sei â��problematisch, da Finanzierungsentscheidungen Ã¼ber
das VerhÃ¤ltnis von Eigenkapital zu Fremdkapital vom EinrichtungstrÃ¤ger in einem
einheitlichen und systematischen Zusammenhang vorgenommenâ�� wÃ¼rden. 
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Mit unverÃ¤ndertem Wortlaut knÃ¼pft Â§ 82 Abs. 3 SGB XI aber nach wie vor die
Refinanzierung von Investitionskosten an den Begriff der Aufwendungen an und
ordnet die Bestimmung des NÃ¤heren â��hierzu, insbesondere auch zu Art, HÃ¶he
und Laufzeit sowie die Verteilung der gesondert berechenbaren Aufwendungen auf
die PflegebedÃ¼rftigenâ�� dem Landesrecht zu. 

Ã�berzeugend hat das BSG in seinem ebenfalls die hiesige KlÃ¤gerin betreffenden
Urteil vom 08.09.2011 â�� B 3 P 2/11 R â�� ausgefÃ¼hrt, dass die kalkulatorische
Verzinsung von Eigenkapital gerade keine tatsÃ¤chlich anfallende Aufwendung
darstellt. Dem tritt die KlÃ¤gerin auch nicht entgegen. Sie bezeichnet die
kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung selbst ausdrÃ¼cklich als fiktive Kosten. 

Aufwendungen im Sinne des Â§ 82 Abs. 3 SGB XI sind (so das BSG a.a.O. Rn 32)
ausschlieÃ�lich die tatsÃ¤chlichen Kosten einer Einrichtung, die wegen des
BerÃ¼cksichtigungsverbots des Â§ 82 Abs. 2 SGB XI nicht durch die
PflegevergÃ¼tung und/oder die Entgelte fÃ¼r Unterkunft und Verpflegung nach Â§
82 Abs. 1 SGB XI refinanziert werden kÃ¶nnen. Darunter fÃ¤llt das Interesse an
einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals nicht.

Die angemessene Eigenkapitalverzinsung gehÃ¶rt daher systematisch nach wie vor
zusammen mit den Gestehungskosten und der VergÃ¼tung des Unternehmerrisikos
zum VergÃ¼tungsinteresse des TrÃ¤gers nach Â§ 82 Abs. 1 SGB XI (so BSG a.a.O.
Rn 22, 32) und wÃ¤re dort dem Pflegesatzverfahren nach Â§ 85 SGB XI und dem
damit intendierten Interessenausgleich zwischen Betreiber und LeistungstrÃ¤ger
unterworfen. 

Der Senat lÃ¤sst â�� wie schon das BSG (a.a.O. Rn 31) â�� an dieser Stelle die
Frage offen, ob und inwieweit von Einrichtungen in gemeinnÃ¼tziger TrÃ¤gerschaft
wie hier der KlÃ¤gerin eine Verzinsung von eingesetztem Eigenkapital Ã¼berhaupt
beansprucht werden kann. 

Ebenso kann offenbleiben, ob aus den vorgenannten systematischen ErwÃ¤gungen
â�� losgelÃ¶st von den AusfÃ¼hrungen der GesetzesbegrÃ¼ndung â�� die
Eigenkapitalverzinsung nicht nach wie vor dem VergÃ¼tungsinteresse nach Abs. 1
zuzuschlagen ist. Der Wortlaut der Vorschrift lieÃ�e hierfÃ¼r Raum.Â  

Jedenfalls ist es aber nach den vorstehenden ErwÃ¤gungen nicht zu beanstanden,
dass der hierzu nach Â§ 82 Abs. 3 Satz 3 SGB XI berufene Landesverordnungsgeber
vorliegend â�� sein Ermessen ausschÃ¶pfend â�� die Eigenkapitalverzinsung
normativ nicht an die individuelle unternehmerische Kostenkalkulation anknÃ¼pft,
sondern an eine dynamische RechengrÃ¶Ã�e, die ihrerseits lediglich die Grundlage
fÃ¼r anderweitig normierte Zins(schadensausgleich)regelungen bildet. Hierdurch
wird einerseits die Anbindung an die wirtschaftliche Entwicklung und damit an die
sich verÃ¤ndernden AnlagemÃ¶glichkeiten auf dem Kapitalmarkt hergestellt, deren
Verlust durch den Kapitaleinsatz im Unternehmen mit einer kalkulatorischen
Eigenkapitalverzinsung ausgeglichen werden soll. Andererseits wird durch diese
AnknÃ¼pfung regelhaft eine Ã¼bermÃ¤Ã�ige, weil auf Gewinnerzielung gerichtete
Belastung der stationÃ¤r zu Pflegenden vermieden, die der durch Â§ 82 Abs. 3 SGB
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XI intendierten bloÃ�en Refinanzierung zuwiderlaufen wÃ¼rde. 

Auch die AnknÃ¼pfung des Zinssatzes durch den Landesverordnungsgeber an den
jeweiligen Antragszeitpunkt ist nach den vorstehenden ErwÃ¤gungen nicht zu
beanstanden. Zwar ist das Eigenkapital, das zur Errichtung eines Pflegeheimes
eingesetzt wird, langfristig gebunden. Mit Blick hierauf sind andere
GestaltungsmÃ¶glichkeiten denkbar und auch in anderen BundeslÃ¤ndern
realisiert. Die einheitliche AnknÃ¼pfung an den Basiszinssatz der EZB bietet aber in
Zeiten steigender Zinsen Ã¼ber die prospektive Nutzungsdauer einer
Pflegeeinrichtung einen Ausgleich, der die Entscheidung des Verordnungsgebers
jedenfalls nicht willkÃ¼rlich erscheinen lÃ¤sst. Hierbei darf nicht auÃ�er Acht
gelassen werden, dass durch die â�� an die steuerrechtliche Abschreibung
geknÃ¼pfte â�� Refinanzierung der AnlagegÃ¼ter deren Wertverlust gesondert
ausgeglichen wird.

Die ErwÃ¤gungen der KlÃ¤gerin zu einer gebotenen Preiskalkulation Ã¼ber die
gesamte Nutzungsdauer der Einrichtung kÃ¶nnten allenfalls im Rahmen einer
VergÃ¼tungsvereinbarung nach Â§ 82 Abs. 1 SGB XI Bedeutung gewinnen.Â  

bb) 

Auch soweit der vorliegend streitige Zeitraum vor dem Inkrafttreten der PflEinrVO
zum 01.01.2015 liegt, gelangt der Senat unter Aufrechterhaltung seiner frÃ¼heren
Rechtsprechung zu keinem fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¼nstigeren Ergebnis.Â  

Zwar ist der KlÃ¤gerin zuzugeben, dass die AnknÃ¼pfung einer
Eigenkapitalverzinsung ab dem Jahr 2007 an den Rahmenvertrag nach Â§ 79 SGB
XII (a.F.) systematisch nur eingeschrÃ¤nkt nachvollziehbar ist, da dieser â�� wie der
Beklagte selbst ausgefÃ¼hrt hat â�� ungefÃ¶rderte Einrichtungen betraf. 

Allerdings bestand â�� unabhÃ¤ngig von dieser gewÃ¤hlten AnknÃ¼pfung â�� zur
Ã�berzeugung des Senats seit diesem Zeitpunkt eine VerwaltungsÃ¼bung
dahingehend, dass die Eigenkapitalverzinsung an den â�� damals noch positiven
â�� Basiszinssatz der EZB angeknÃ¼pft wurde. Der Senat hat keine Zweifel daran,
dass diese Darstellung des Beklagten tatsÃ¤chlich zutrifft. 

Auch diese VerwaltungsÃ¼bung ist â�� als Ausdruck der Selbstbindung der
Verwaltung â�� nach den unter aa) gemachten AusfÃ¼hrungen nicht zu
beanstanden. 

Selbst wenn man dieser VerwaltungsÃ¼bung keine normative Wirkung zuordnen
wollte, so ergÃ¤be sich kein fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¼nstigeres Ergebnis. GrÃ¼nde,
warum die gewÃ¤hlte dynamische AnknÃ¼pfung gerade durch den von der
KlÃ¤gerin bevorzugten statischen Zinssatz von 2,5 % zu ersetzen sein sollte, sind
nicht ersichtlich.

b) 
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Die Anerkennung eines noch hÃ¶heren Anteils an den aufgewandten
Fremdkapitalzinsen als unter 1) festgestellt, kann die KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung
des Senats nicht beanspruchen. Es ist nicht festzustellen, dass die KlÃ¤gerin mit
den aufgenommenen Darlehen von 441.000 â�¬ und 310.000 â�¬ ursprÃ¼nglich
betriebsnotwendige Anschaffungen in HÃ¶he von mehr als 599.857,49 â�¬
getÃ¤tigt hat. Es ist auch nicht festzustellen, dass der Differenzbetrag zur
Gesamtdarlehenssumme fÃ¼r spÃ¤ter anfallende betriebsnotwendige
Aufwendungen aufgespart wurde. Dass spÃ¤ter erfolgte betriebsnotwendige
Anschaffungen ihrerseits kreditfinanziert wurden, ist ebenso wenig ersichtlich.Â  

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG iVm Â§ 154 Abs. 2
VwGO. Das marginale Obsiegen der KlÃ¤gerin ist vernachlÃ¤ssigbar. 

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor, Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 oder 2 SGG.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 S 1, 1. HS SGG iVm Â§Â§ 63 Abs.
2, 52 Abs. 1 und Abs. 3, 47 Abs. 1 Gerichtskostengesetz (GKG).Â  

Erstellt am: 08.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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